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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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206  Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster 48143 Münster, den 18.08.2020 
Dezernat 54.2      
Az: 54.18.01-354/2020.0002

Die Stadtwerke Münster GmbH, Hafenplatz 1, 48155 Müns-
ter hat nach § 8 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaus-
halts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) am 13.01.2020, ein-
gegangen am 31.01.2020, die bis zum 31.12.2025 befristete 
wasserrechtliche Erlaubnis beantragt, weiterhin Grundwas-
ser aus 8 bestehenden Entnahmebrunnen der Wassergewin-
nung Vennheideweg, aus 2 bestehenden Entnahmebrunnen 
der Wassergewinnung Hammer Straße sowie aus 3 beste-
henden Entnahmebrunnen der Wassergewinnung Hiltrup in 
einer Gesamtmenge von jährlich bis zu 2.300.000 m³ zutage 
zu fördern, um es als Trink-, Brauch- und Feuerlöschwasser 
im Versorgungsgebiet zu ge- und verbrauchen. Die Brunnen 
zur Grundwasserförderung des Wasserwerks Geist befinden 
sich auf den Grundstücken Gemarkung Münster, Flur 196, 
Flurstücke 121 und 229, Flur 197, Flurstück 238 und Ge-
markung Hiltrup, Flur 9, Flurstück 1446.
Gleichzeitig wurde nach § 8 WHG die wasserrechtliche  
Erlaubnis beantragt, Oberflächenwasser aus dem Dortmund- 
Ems-Kanal in einer Menge von bis zu 1.000.000 m³/a nach 
erfolgter Aufbereitung über 7 vorhandene Versickerungs-
becken im Wassergewinnungsgebiet Vennheideweg in den 
Untergrund einzuleiten. Die Versickerungsbecken befinden 
sich auf den Grundstücken Gemarkung Münster, Flur 190, 
Flurstücke 137 und 149 sowie Flur 196, Flurstücke 121 und 
229.

Nach den §§ 5 und 7 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) ist für die beantragte Grund-
wasserentnahme und das Einleiten von Oberflächenwasser 
zum Zwecke der Grundwasseranreicherung (Anlage 1, Nr. 
13.3.2 UVPG) eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 

durchzuführen. Dabei ist durch eine überschlägige Prüfung 
unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten 
Kriterien zu untersuchen, ob das Vorhaben erhebliche nach-
teilige Auswirkungen auf die Umwelt haben kann und damit 
eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung besteht. 

Meine Prüfung kam zu dem Ergebnis, dass die Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforder-
lich ist, da durch das beantragte Vorhaben keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Die 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange zu dem ge-
planten Vorhaben wurden bei dieser Entscheidung berück-
sichtigt. 
Maßgeblich für diese Feststellung waren insbesondere Er-
kenntnisse aus der schon langjährig betriebenen Grundwas-
serentnahme, die nach heutigem Kenntnisstand zu keinen 
nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt geführt hat.

Die Feststellung, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterbleiben kann, wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 
bekannt gegeben. Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Fest-
stellung nicht selbständig anfechtbar.
 Im Auftrag 
 gez. Uwe Schimannek

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 413

207  Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
Erhöhung des Mastes 132 der 220-/380-kV- 

Hochspannungsfreileitungen Kusenhorst – Gronau, 
Bauleitnummer (Bl.) 4306 

Die Amprion GmbH plant die Erhöhung des Mastes 132 
der 220-/380-kV-Hochspannungsfreileitung Kusenhorst – 
Gronau, Bl. 4306, um 6 m auf dem Gebiet der Gemeinde 
Heiden im Kreis Borken.

Hinweis: 
Dieser Ausgabe liegt kein Öffentlicher Anzeiger bei.
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Für die Baumaßnahmen hat die Amprion GmbH mit Schrei-
ben vom 17. Juli 2020 den Antrag auf Prüfung, ob für das 
Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung besteht nach § 5 UVPG gestellt.

Das beantragte Vorhaben unterfällt der Anlage 1 Ziffer 
19.1.4 i.V.m. Anlage 2 und 3 UVPG in der zurzeit geltenden 
Fassung. Aufgrund einer standortbezogenen Vorprüfung des 
Einzelfalls nach § 7 Abs. 2 UVPG wird festgestellt, dass für 
das beabsichtigte Vorhaben keine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
Durch das Vorhaben sind keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu erwarten. Ausschlaggebend für 
diese Einschätzung ist eine nach Maßgabe der Kriterien der 
Anlage 3 des UVPG durchgeführte überschlägige Prüfung 
mit dem Ergebnis, dass sich keine Anhaltspunkte für eine 
relevante Beeinträchtigung der Schutzgüter im Sinne von  
§ 2 Abs. 1 UVPG ergeben haben. Alle Eingriffe in die Um-
welt finden lediglich temporär statt und sind lokal begrenzt. 
Insbesondere werden durch das Vorhaben keine besonderen 
örtlichen Gegebenheiten gemäß den in Nr. 2.3 der Anlage 3 
zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien berührt. Das 
Landschaftsschutzgebiet „Rekener Berge“ LSG 4401-0026 
befindet sich in 200 m Entfernung zum Vorhaben.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß 
§ 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. Die 
der Feststellung zugrundeliegenden Unterlagen können auf 
Antrag nach den Bestimmungen des Umweltinformations-
gesetzes bei der Bezirksregierung Münster, Domplatz 1-3, 
48143 Münster eingesehen werden.

Münster, den 18.08.2020  Bezirksregierung Münster 
 Az. 25.05.01.03 – 09/20 
 Im Auftrag 
 gez. Brinkmann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 413-414

208  Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen  
Vereinbarung zwischen dem Kreis Warendorf 
und dem Kreis Coesfeld

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Warendorf und dem Kreis Coesfeld zur 
Delegation von Verkehrsleistungen habe ich mit Verfügung 
vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) 
genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 21. August 2020 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-126/2020.0002 
 Im Auftrag 
 gez. Wiggerich

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen 

dem Kreis Coesfeld 
und 

dem Kreis Warendorf 
gemeinsam bezeichnet als "die Vertragsparteien" 

Präambel 

Die Vertragsparteien sind, jeder für sich, als öffentliche 
Aufgabenträger gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW für die 
Planung, Organisation und Ausgestaltung des ÖPNV in-
nerhalb ihrer Gebietsgrenzen zuständig. Sie sind in ihrem 

Wirkungskreis "zuständige Behörden" im Sinne der VO 
1370/2007 und haben damit die Vergabezuständigkeit inne. 

Der Kreis Warendorf beabsichtigt das Linienbündel WAF 
3 zum 08.01.2022 zu vergeben. Diese Vergabe umfasst die 
Linie 341, die auch auf dem Gebiet des Kreises Coesfeld 
verkehrt. Die Vertragsparteien sind sich einig, dass die-
ser Linienabschnitt in die Vergabe des Kreises Warendorf 
rechtssicher einbezogen werden sollen. Hierzu vereinbaren 
sie die Übertragung der Vergabezuständigkeit im Sinne von 
§ 23 Abs. 1 Alt. 1 GkG. Die Vereinbarung setzt voraus, dass 
die Vergabeabsicht des Kreises Warendorf umgesetzt wird. 

Der öffentliche Dienstleistungsauftrag wird der. Möglich-
keit politisch gewollter und verkehrswirtschaftlich sinn-
voller Leistungsänderungen Rechnung tragen. Eventuelle 
Leistungsänderungen werden zwischen dem Kreis Waren-
dorf und dem Kreis Coesfeld abgestimmt, soweit der Kreis 
Coesfeld davon betroffen ist. 

§ 1 Aufgabenübertragung der Vergabezuständigkeit

(1)  Der Kreis Coesfeld überträgt seine Vergabezuständig-
keit im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 
Abs. 2 ÖPNVG NRW für den in der Anlage 1 aufgeführ-
ten Linienabschnitt der Linie 341 gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 
i. V. mit § 42 PBefG auf den Kreis Warendorf (§ 23 Abs. 
1 Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 GkG). Mit übertragen wird 
demgemäß auch das Recht, zum Schutz der auf diesem 
Linienabschnitt erbrachten Verkehrsleistungen ein aus-
schließliches Recht gemäß § 8a Abs. 8 PBefG zu gewäh-
ren. Der Inhalt der Ausschließlichkeit ist zwischen den 
Vertragsparteien verbindlich abzustimmen, insbeson-
dere zur Vermeidung einer Kollision mit Verkehrsleis-
tungen, die im Interesse des Kreises Coesfeld erbracht 
werden oder künftig erbracht werden sollen.

(2)  Der Kreis Warendorf nimmt die Übertragung an, wird 
den Linienabschnitt gemäß Anlage 1 in seine Vergabe 
mit Wirkung zum 08.01.2022 (Betriebsaufnahme) und 
einer Laufzeit bis zum letzten Tag der (von der Kultus-
ministerkonferenz noch nicht festgelegten) Weihnachts-
ferien 2029/2030 in NRW einbeziehen und das Leis-
tungsangebot gemäß § 2 Abs. 1 sicherstellen.

§ 2 Abstimmung des Leistungsangebots

(1)  Für das verkehrliche Leistungsangebot auf dem Lini-
enabschnitt gemäß Anlage 1 gelten im Zeitpunkt der 
Betriebsaufnahme die in den Nahverkehrsplänen des 
Kreises Coesfeld und des Kreises Warendorf getroffe-
nen Festlegungen für die Linienführung, Haltestellen-
lage und das Fahrplanangebot und ggf. Qualitätsvor-
gaben, insbesondere hinsichtlich der einzusetzenden 
Busse. Der Kreis Warendorf wird diese Vorgaben in die 
Anforderungen der Vorabbekanntmachung und den zu 
vergebenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag über-
nehmen.

(2)  Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots wäh-
rend der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit dem 
Kreis Coesfeld abzustimmen. Die Abstimmung kann im 
Zuge einer Fortschreibung des Nahverkehrsplanes er-
folgen. Eine Änderung des Linienweges, des Fahrplan-
taktes oder der Fahrtenhäufigkeit bedarf des Einverneh-
mens zwischen den Vertragsparteien.

§ 3 Finanzierung

(1)  Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf dem 
Linienabschnitt gemäß Anlage 1 wird kein Kostenaus-
gleich zwischen den Vertragsparteien gewährt.

(2)  Für die Weiterleitung der ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 
Abs. 2 ÖPNVG und der Ausbildungsverkehr-Pauschale 
gemäß § 11a ÖPNVG für den Linienabschnitt gemäß 
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Anlage 1 bleibt es bei der Zuständigkeit des Kreises 
Coesfeld.

(3)  Die Vertragsparteien sind bereit, die Finanzierungsrege-
lungen zu überprüfen, wenn Sachverhalte eintreten, die 
die Sachgerechtigkeit oder Angemessenheit des Status 
quo in Zweifel ziehen.

§ 4 Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren trägt vorbehaltlich der Regelung in  
§ 5 der Kreis Warendorf. 

§ 5 Haftung für Schadensersatz- und  
Kostenerstattungsansprüche

Der Kreis Warendorf übernimmt mit der übertragenen Auf-
gabe alle bei deren Wahrnehmung ggf. eintretenden Scha-
densersatz- oder Kostenerstattungspflichten gegenüber Drit-
ten und stellt den Kreis Coesfeld insoweit von jeder Haftung 
frei. Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwaigen 
Nachprüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutzver-
fahrens in allen Instanzen und ebenso für berechtigte An-
sprüche Dritter. 

§ 6 Wirksamwerden und Laufzeit

(1)  Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Der Kreis Warendorf wird diese Geneh-
migung zugleich im Namen des Kreises Coesfeld bean-
tragen.

(2)  Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft.

(3)  Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum letzten Tag 
der (von der Kultusminister konferenz noch nicht festge-
legten) Weihnachtsferien 2029/2030 in NRW.

 Sie endet vorzeitig, wenn und soweit

  •  der öffentliche Dienstleistungsauftrag nicht erteilt 
wird, in den die Linie 341 gemäß Anlage 1 einbezo-
gen werden soll, insbesondere im Fall einer erfolg-
reichen eigenwirtschaftlichen Antragstellung,

  •  der öffentliche Dienstleistungsauftrag, in den der Li-
nienabschnitt einbezogen ist, vorzeitig endet oder

  •  der Verkehr auf dem Linienabschnitt ersatzlos und 
endgültig eingestellt wird

 jeweils zum Endschaftszeitpunkt.

§ 7 Streitschlichtung

(1)  Im Falle von Streitigkeiten bei der Auslegung oder An-
wendung dieser Vereinbarung werden die Vertragspar-
teien die Aufsichtsbehörde um eine Schlichtung und 
ggf. einen Schlichtungsvorschlag bitten.

(2)  Jede Vertragspartei ist frei, einen Schlichtungsvorschlag 
abzulehnen und den Rechtsweg zu beschreiten.

§ 8 Schlussbestimmungen

(1)  Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesre-
publik Deutschland.

(2)  Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung beste-
hen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser Verein-
barung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der Schrift-
form.

(3)  Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der un-
wirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so nahe 
wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, dass die 
Vertragsparteien nachträglich feststellen, dass die Ver-
einbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen Zweck 
gehören auch verkehrliche Ziele.

Folgende Anlage ist Bestandteil dieser Vereinbarung:

Anlage 1 

Warendorf, den Coesfeld, den

Für den Kreis Warendorf Für den Kreis Coesfeld:

Anlage 1

Regelung der Vergabezuständigkeit der kreisgrenzenüberschreitenden Linie 341 aus dem Bündel Warendorf 3 von/
nach dem Kreis Coesfeld

 AT1 = AT2 = Linie Linienverlauf TFplkm TFplkm
 Übernehmer Überträger   AT1 AT2

 Kreis Warendorf Kreis Coesfeld 341 Herbern - Rinkerode - 14* 3,8
    Münster

AT = Aufgabenträger

Werte: Jahresfahrplankilometer im Normjahr

TFplkm: Fahrplankilometer in Tausend

* Beinhaltet auch KM-Leistung in der Stadt Münster
 Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 414-415
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209  Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen  
Vereinbarung zwischen dem Kreis Warendorf 
und der Stadt Münster

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Warendorf und der Stadt Münster zur 
Delegation von Verkehrsleistungen habe ich mit Verfügung 
vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) 
genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 21. August 2020 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-127/2020.0002 
 Im Auftrag 
 gez. Wiggerich

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen 

der Stadt Münster
und 

dem Kreis Warendorf 
gemeinsam bezeichnet als "die Vertragsparteien" 

Präambel 

Die Vertragsparteien sind, jeder für sich, als öffentliche 
Aufgabenträger gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW für die 
Planung, Organisation und Ausgestaltung des ÖPNV in-
nerhalb ihrer Gebietsgrenzen zuständig. Sie sind in ihrem 
Wirkungskreis "zuständige Behörden" im Sinne der VO 
1370/2007 und haben damit die Vergabezuständigkeit inne.

Der Kreis Warendorf beabsichtigt die Linienbündel WAF 3, 
5 und 7 zum 08.01.2022 zu vergeben. Diese Vergabe um-
fasst die Linien R13, 341 und 391, die auch auf dem Gebiet 
der Stadt Münster verkehren. Die Vertragsparteien sind sich 
einig, dass diese Linienabschnitte in die Vergabe des Kreises 
Warendorf rechtssicher einbezogen werden sollen. Hierzu 
vereinbaren sie die Übertragung der Vergabezuständigkeit 
im Sinne von § 23 Abs. 1 Alt. 1 GkG. Die Vereinbarung 
setzt voraus, dass die Vergabeabsicht des Kreises Warendorf 
umgesetzt wird.

Der öffentliche Dienstleistungsauftrag wird der Möglichkeit 
politisch gewollter und verkehrswirtschaftlich sinnvoller 
Leistungsänderungen Rechnung tragen. Eventuelle Leis-
tungsänderungen werden zwischen dem Kreis Warendorf 
und der Stadt Münster abgestimmt, soweit die Stadt Münster 
davon betroffen ist.

§ 1 Aufgabenübertragung der Vergabezuständigkeit

(1)  Die Stadt Münster überträgt ihre Vergabezuständigkeit 
im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 Abs. 2 
ÖPNVG NRW für die in der Anlage 1 aufgeführten Lini-
enabschnitte gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 i. V. mit § 42 PBefG 
auf den Kreis Warendorf (§ 23 Abs. 1 Alt. 1 und Abs. 2 
Satz 1 GkG). Mit übertragen wird demgemäß auch das 
Recht, zum Schutz der auf diesen Linienabschnitten er-
brachten Verkehrsleistungen ein ausschließliches Recht 
gemäß § 8a Abs. 8 PBefG zu gewähren. Der Inhalt der 
Ausschließlichkeit ist zwischen den Vertragsparteien 
verbindlich abzustimmen, insbesondere zur Vermeidung 
einer Kollision mit Verkehrsleistungen, die im Interesse 
der Stadt Münster erbracht werden oder künftig erbracht 
werden sollen.

(2)  Der Kreis Warendorf nimmt die Übertragung an, wird 
die Linienabschnitte gemäß Anlage 1 in seine Vergabe 
mit Wirkung zum 08.01.2022 (Betriebsaufnahme) und 

einer Laufzeit bis zum letzten Tag der (von der Kultus-
ministerkonferenz noch nicht festgelegten) Weihnachts-
ferien 2029/2030 (Linien R13 und 341) bzw. Sommer-
ferien 2030 (Linie 391) in NRW einbeziehen und das 
Leistungsangebot gemäß § 2 Abs. 1 sicherstellen.

§ 2 Abstimmung des Leistungsangebots

(1)  Für das verkehrliche Leistungsangebot auf den Linien-
abschnitten gemäß Anlage 1 gelten im Zeitpunkt der Be-
triebsaufnahme die in den Nahverkehrsplänen der Stadt 
Münster und des Kreises Warendorf getroffenen Festle-
gungen für die Linienführung, Haltestellenlage und das 
Fahrplanangebot und ggf. Qualitätsvorgaben, insbeson-
dere hinsichtlich der einzusetzenden Busse. Der Kreis 
Warendorf wird diese Vorgaben in die Anforderungen 
der Vorabbekanntmachung und den zu vergebenden öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrag übernehmen.

(2)  Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots wäh-
rend der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit der Stadt 
Münster abzustimmen. Die Abstimmung kann im Zuge 
einer Fortschreibung des Nahverkehrsplanes erfolgen. 
Eine Änderung des Linienweges, des Fahrplantaktes 
oder der Fahrtenhäufigkeit bedarf des Einvernehmens 
zwischen den Vertragsparteien.

§ 3 Finanzierung

(1)  Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf den 
Linienabschnitten gemäß Anlage 1 wird kein Kosten-
ausgleich zwischen den Vertragsparteien gewährt.

(2)  Für die Weiterleitung der ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 
Abs. 2 ÖPNVG und der Ausbildungsverkehr-Pauscha-
le gemäß § 11 a ÖPNVG für die Linienabschnitte ge-
mäß Anlage 1 bleibt es bei der Zuständigkeit der Stadt  
Münster.

(3)  Die Vertragsparteien sind bereit, die Finanzierungsrege-
lungen zu überprüfen, wenn Sachverhalte eintreten, die 
die Sachgerechtigkeit oder Angemessenheit des Status 
quo in Zweifel ziehen.

§ 4 Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren trägt vorbehaltlich der Regelung in  
§ 5 der Kreis Warendorf.

§ 5 Haftung für Schadensersatz- und  
Kostenerstattungsansprüche

Der Kreis Warendorf übernimmt mit der übertragenen Auf-
gabe alle bei deren Wahrnehmung ggf. eintretenden Scha-
densersatz- oder Kostenerstattungspflichten gegenüber Drit-
ten und stellt die Stadt Münster insoweit von jeder Haftung 
frei. Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwaigen 
Nachprüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutzver-
fahrens in allen Instanzen und ebenso für berechtigte An-
sprüche Dritter.

§ 6 Wirksamwerden und Laufzeit

(1)  Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Der Kreis Warendorf wird diese Geneh-
migung zugleich im Namen der Stadt Münster beantra-
gen.

(2)  Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft.

(3)  Die Vereinbarung hat für die Linien R13 und 341 eine 
Laufzeit bis zum letzten Tag der Weihnachtsferien 
2029/2030, für die 391 bis zum letzten Tag der Som-
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merferien 2030 in NRW. Die Ferienzeiten sind von der 
Kultusministerkonferenz noch nicht festgelegt.

  Sie endet vorzeitig insgesamt oder für einzelne der in 
der Anlage dargestellten Linien

 bzw. Linienbündel, wenn und soweit

  •  die öffentlichen Dienstleistungsaufträge nicht erteilt 
werden, in den die Linien gemäß Anlage 1 einbezo-
gen werden sollen, insbesondere im Fall einer er-
folgreichen eigenwirtschaftlichen Antragstellung,

  •  der öffentliche Dienstleistungsauftrag, in den die Li-
nienabschnitte einbezogen sind, vorzeitig endet oder

  •  der Verkehr auf dem Linienabschnitt ersatzlos und 
endgültig eingestellt wird

 jeweils zum Endschaftszeitpunkt.

§ 7 Streitschlichtung

(1)  Im Falle von Streitigkeiten bei der Auslegung oder An-
wendung dieser Vereinbarung werden die Vertragspar-
teien die Aufsichtsbehörde um eine Schlichtung und ggf. 
einen Schlichtungsvorschlag bitten.

(2)  Jede Vertragspartei ist frei, einen Schlichtungsvorschlag 
abzulehnen und den Rechtsweg zu beschreiten.

§ 8 Schlussbestimmungen

(1)  Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesre-
publik Deutschland.

(2)  Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung beste-
hen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser Verein-
barung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der Schrift-
form.

(3)  Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der un-
wirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so nahe 
wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, dass die 
Vertragsparteien nachträglich feststellen, dass die Ver-
einbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen Zweck 
gehören auch verkehrliche Ziele.

Folgende Anlage ist Bestandteil dieser Vereinbarung:

Anlage 1 

Warendorf, den                          Münster, den

Für den Kreis Warendorf           Für die Stadt Münster:

Anlage 1

Regelung der Vergabezuständigkeit der kreisgrenzenüberschreitenden Linie 341 aus dem Kreis Warendorf von/nach 
der Stadt Münster

 AT1 = AT2 = Linie Linienverlauf TFplkm TFplkm Linien-
 Übernehmer Überträger   AT1 AT2 bündel

 Kreis Warendorf Stadt Münster 341 Herbern - Rinkerode - 10,4* 7,4 WAF 3
    Münster

 Kreis Warendorf Stadt Münster 391 Telgte - MS-Handorf 9 2,5 WAF 5

 Kreis Warendorf Stadt Münster R13 Ostbevern - Telgte -  240 52 WAF 7
    Münster

AT = Aufgabenträger

Werte: Jahresfahrplankilometer im Normjahr

TFplkm: Jahresfahrplankilometer in Tausend

* Beinhaltet auch Leistungen aus dem Kreis Coesfeld
 Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 416-417

210  Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen  
Vereinbarung zwischen dem Kreis Warendorf 
und der Stadt Hamm

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Warendorf und der Stadt Hamm zur Dele-
gation von Verkehrsleistungen habe ich mit Verfügung vom 
heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) ge-
nehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 21. August 2020 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-098/2020.0002 
 Im Auftrag 
 gez. Wiggerich
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen 

der Stadt Hamm
und 

dem Kreis Warendorf 
gemeinsam bezeichnet als "die Vertragsparteien" 

Präambel 

Die Vertragsparteien sind, jeder für sich, als öffentliche 
Aufgabenträger gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW für die 
Planung, Organisation und Ausgestaltung des ÖPNV in-
nerhalb ihrer Gebietsgrenzen zuständig. Sie sind in ihrem 
Wirkungskreis "zuständige Behörden" im Sinne der VO 
1370/2007 und haben damit die Vergabezuständigkeit inne.

Der Kreis Warendorf beabsichtigt das Linienbündel WAF 3 
zum 08.01.2022 zu vergeben. Diese Vergabe umfasst die Li-
nie R37, die auch auf dem Gebiet der Stadt Hamm verkehrt. 
Die Vertragsparteien sind sich einig, dass dieser Linienab-
schnitt in die Vergabe des Kreises Warendorf rechtssicher 
einbezogen werden soll. Hierzu vereinbaren sie die Über-
tragung der Vergabezuständigkeit im Sinne von § 23 Abs. 1 
Alt. 1 GkG. Die Vereinbarung setzt voraus, dass die Verga-
beabsicht des Kreises Warendorf umgesetzt wird.

Der öffentliche Dienstleistungsauftrag wird der Möglichkeit 
politisch gewollter und verkehrswirtschaftlich sinnvoller 
Leistungsänderungen Rechnung tragen. Eventuelle Leis-
tungsänderungen werden zwischen dem Kreis Warendorf 
und der Stadt Hamm abgestimmt, soweit die Stadt Hamm 
davon betroffen ist.

§ 1 Aufgabenübertragung der Vergabezuständigkeit

(1)  Die Stadt Hamm überträgt ihre Vergabezuständigkeit im 
Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 Abs. 2 
ÖPNVG NRW für den in der Anlage 1 aufgeführten Li-
nienabschnitt der R37 gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 i. V. mit  
§ 42 PBefG auf den Kreis Warendorf (§ 23 Abs. 1 Alt. 1 
und Abs. 2 Satz 1 GkG). Mit übertragen wird demgemäß 
auch das Recht, zum Schutz der auf diesem Linienab-
schnitt erbrachten Verkehrsleistungen ein ausschließ-
liches Recht gemäß § 8a Abs. 8 PBefG zu gewähren. 
Der Inhalt der Ausschließlichkeit ist zwischen den Ver-
tragsparteien verbindlich abzustimmen, insbesondere 
zur Vermeidung einer Kollision mit Verkehrsleistungen, 
die im Interesse der Stadt Hamm erbracht werden oder 
künftig erbracht werden sollen.

(2)  Der Kreis Warendorf nimmt die Übertragung an, wird 
den Linienabschnitt gemäß Anlage 1 in seine Vergabe 
mit Wirkung zum 08.01.2022 (Betriebsaufnahme) und 
einer Laufzeit bis zum letzten Tag der (von der Kultus-
ministerkonferenz noch nicht festgelegten) Weihnachts-
ferien 2029/2030 in NRW einbeziehen und das Leis-
tungsangebot gemäß§ 2 Abs. 1 sicherstellen.

§ 2 Abstimmung des Leistungsangebots

(1)  Für das verkehrliche Leistungsangebot auf dem Linien-
abschnitt gemäß Anlage 1 gelten im Zeitpunkt der Be-
triebsaufnahme die in den Nahverkehrsplänen der Stadt 
Hamm und des Kreises Warendorf getroffenen Festle-
gungen für die Linienführung, Haltestellenlage und das 
Fahrplanangebot und ggf. Qualitätsvorgaben, insbeson-
dere hinsichtlich der einzusetzenden Busse. Der Kreis 
Warendorf wird diese Vorgaben in die Anforderungen 
der Vorabbekanntmachung und den zu vergebenden öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrag übernehmen.

(2)  Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots wäh-
rend der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit der Stadt 
Hamm abzustimmen. Die Abstimmung kann im Zuge 
einer Fortschreibung des Nahverkehrsplanes erfolgen. 

Eine Anderung des Linienweges, des Fahrplantaktes 
oder der Fahrtenhäufigkeit bedarf des Einvernehmens 
zwischen den Vertragsparteien.

§ 3 Finanzierung

(1)  Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf dem 
Linienabschnitt gemäß Anlage 1 wird kein Kostenaus-
gleich zwischen den Vertragsparteien gewährt.

(2)  Für die Weiterleitung der ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 
Abs. 2 ÖPNVG und der Ausbildungsverkehr-Pauschale 
gemäß § 11a ÖPNVG für den Linienabschnitt gemäß 
Anlage 1 bleibt es bei der Zuständigkeit der Stadt Hamm.

(3)  Die Vertragsparteien sind bereit, die Finanzierungsrege-
lungen zu überprüfen, wenn Sachverhalte eintreten, die 
die Sachgerechtigkeit oder Angemessenheit des Status 
quo in Zweifel ziehen.

§ 4 Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren trägt vorbehaltlich der Regelung in  
§ 5 der Kreis Warendorf.

§ 5 Haftung für Schadensersatz- und 
Kostenerstattungsansprüche

Der Kreis Warendorf übernimmt mit der übertragenen Auf-
gabe alle bei deren Wahrnehmung ggf. eintretenden Scha-
densersatz- oder Kostenerstattungspflichten gegenüber Drit-
ten und stellt die Stadt Hamm insoweit von jeder Haftung 
frei. Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwaigen 
Nachprüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutzver-
fahrens in allen Instanzen und ebenso für berechtigte An-
sprüche Dritter.

§ 6 Wirksamwerden und Laufzeit

(1)  Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Der Kreis Warendorf wird diese Geneh-
migung zugleich im Namen der Stadt Hamm beantra-
gen.

(2)  Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft.

(3)  Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum letzten Tag 
der (von der Kultusministerkonferenz noch nicht festge-
legten) Weihnachtsferien 2029/2030 in NRW.

 Sie endet vorzeitig, wenn und soweit

  •  der öffentliche Dienstleistungsauftrag nicht erteilt 
wird, in den die Linie R37 gemäß Anlage 1 einbezo-
gen werden soll, insbesondere im Fall einer erfolg-
reichen eigenwirtschaftlichen Antragstellung,

  •  der öffentliche Dienstleistungsauftrag, in den der Li-
nienabschnitt einbezogen ist, vorzeitig endet oder

  •  der Verkehr auf dem Linienabschnitt ersatzlos und 
endgültig eingestellt wird

 jeweils zum Endschaftszeitpunkt.

§ 7 Streitschlichtung

(1)  Im Falle von Streitigkeiten bei der Auslegung oder An-
wendung dieser Vereinbarung werden die Vertragspar-
teien die Aufsichtsbehörde um eine Schlichtung und 
ggf. einen Schlichtungsvorschlag bitten.

(2)  Jede Vertragspartei ist frei, einen Schlichtungsvorschlag 
abzulehnen und den Rechtsweg zu beschreiten.
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§ 8 Schlussbestimmungen

(1)  Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesre-
publik Deutschland .

(2)  Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung beste-
hen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser Verein-
barung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der Schrift-
form.

(3)  Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der un-
wirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so nahe 
wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, dass die 
Vertragsparteien nachträglich feststellen, dass die Ver-
einbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen Zweck 
gehören auch verkehrliche Ziele.

Folgende Anlage ist Bestandteil dieser Vereinbarung:

Anlage 1 

Warendorf, den                          Hamm, den

Für den Kreis Warendorf           Für die Stadt Hamm:

Anlage 1

Regelung der Vergabezuständigkeit der kreisgrenzenüberschreitenden Linie R37 aus dem Bündel Warendorf 3 von/
nach der Stadt Hamm

 AT1 = AT2 = Linie Linienverlauf TFplkm TFplkm
 Übernehmer Überträger   AT1 AT2

 Kreis Warendorf Stadt Hamm R37 Beckum - Dolberg - 115 77
    Hamm

AT = Aufgabenträger

Werte: Jahresfahrplankilometer im Normjahr

TFplkm: Fahrplankilometer in Tausend
 Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 417-419
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